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„Aus der Krise zu Health in All
Policies“. Tagungsbericht vom
Kongress Armut und Gesundheit
2021

Einführung

„DieGestaltung eineswirksamenPublic-
Health-Systems ist wichtiger denn je!“
Mit diesen Worten eröffnete Stefan Po-
spiech, Geschäftsführer von Gesundheit
Berlin-Brandenburg e.V., den Kongress
Armut und Gesundheit 2021. Nicht erst
seit der SARS-CoV-2-Pandemie wissen
wir, dass Gesundheit ungleich verteilt
ist, führte Prof. Dr. Ansgar Gerhardus,
Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft
für Public Health (DGPH), in der Eröff-
nungsveranstaltung aus. Die Pandemie
zeige eindrücklich den „gesellschaft-
lichen Dauerskandal, der weit über
die Gesundheitspolitik hinausreicht“,
ergänzte Prof. Dr. Rolf Rosenbrock,
Vorstandvorsitzender des Paritätischen
Gesamtverbandes und von Gesundheit
Berlin-Brandenburg e.V. Der Kongress
wurde in diesem Jahr – wie in den Jah-
ren zuvor – mit der Jahrestagung der
DGPH verbunden und fand erstmals in
rein digitaler Form vom 16.–18.03.2021
statt. Auch in seinem neuen digitalen
Gewand erreichte der Kongress mehr
als 2000 Teilnehmende. Der diesjährige
Kongress war unverändert politisch, wis-
senschaftlich, praxisnah und lebendig
zugleich. Der vorliegende Tagungsbe-
richt vermittelt einen Einblick in einige
auch sehr emotionale (. Infobox 2) Dis-
kussionen, die nicht nur die derzeitige
Lage analysierten, sondern zugleich den
Blick nach vorn richten sollten, aus der
unmittelbaren Krise heraus.

Stärkung von Public Health ist
dringend notwendig

Prof. Dr. Heinz Bude, Soziologe und Pu-
blizist, äußerte in seiner Eröffnungsrede
die Befürchtung, dass sich die Pandemie
in Deutschland „zu einem gesellschaftli-
chen Krisenphänomen“ ausweiten kön-
ne, da sie nicht nur die Armuts- und Un-
gleichheitsfrage berühre, sondern auch
die Gesamtkonstitution der Gesellschaft
vergegenwärtige. Bude formulierte die
soziologisch wichtige Erkenntnis, dass
Bürger*innen heutzutage den Körper als
Ausdrucksort der Gesundheit – als ein
Medium sozialer Teilhabe – verstünden.
Gesundheit sei ein zentrales Element au-
tonomer Handlungsfähigkeit geworden
und stelle einen Maßstab für die Bear-
beitung von Ungleichheit in der Gesell-
schaft dar. Da es eine Überforderung des
Sozialstaats sei, Ungleichheit zu verrin-
gern, schloss Bude seinen Vortrag mit
der Aufforderung, „die Bearbeitung von
Ungleichheit durch die Gewährung von
Bürgerrechten“ zu ermöglichen. Damit
sei auch zu fragen, was die durch Public
Health einklagbaren Bürgerrechte seien,
die im Zuge einer Pandemie sich neu für
die Gesellschaft stellen.

In der daran anschließenden Podi-
umsdiskussion stellte Prof. Dr. Ilona
Kickbusch fest, dass Public Health in
Deutschland im Vergleich mit anderen
Ländern – etwa Australien, Neuseeland,
einigen skandinavischen Staaten, Süd-
korea und Taiwan – als gemeinsame
Stimme keinesfalls sehr präsent gewesen

sei. Auch gäbe es bislang keine „aufmüp-
fige professionelle soziale Bewegung“, die
einen Einbezug einfordern könne. Mai-
ke Voss von der Stiftung Wissenschaft
und Politik schloss hier an und nann-
te gute Praxisbeispiele anderer Länder,
z.B. die nationale Gesundheitsversamm-
lung in Vietnam, in der nichtstaatliche
Akteur*innen an politischen Prozessen
zur Gestaltung von Gesundheit betei-
ligt werden. Zwar sei Public Health in
Deutschland sehr viel besser organi-
siert als noch vor zehn Jahren, führte
Ilona Kickbusch weiter aus, doch ei-
gentlich müsse die Krise dazu genutzt
werden, um zu verdeutlichen, „warum
wir ein ganz anderes, sehr viel stärke-
res, politischeres und gut finanziertes
Public-Health-System brauchen“. Wenn
Politik sich nicht ausrichte am Abbau
von Ungleichheiten, seien die Hand-
lungsmöglichkeiten eingeschränkt. Wir

Infobox 1 Kongress Armut und
Gesundheit 2021

4 Veranstalter: Gesundheit Berlin-Bran-
denburg e.V., Technische Universität
Berlin, Deutsche Gesellschaft für Public
Health (DGPH), Berlin School of Public
Health (BSPH) und eine Vielzahl weiterer
Partnerorganisationen

4 Zeitraum: 16.–18.03.2021 im virtuellen
Raum

4 URL: www.armut-und-gesundheit.de
4 Twitter: @Kongress_AuG
4 Public-Health-Podcast: www.armut-und-

gesundheit.de/podcast sowie bei Deezer,
iTunes und Spotify
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Infobox 2 Veranstaltungen zum
Gedenken an Thomas Lampert

PD Dr. Thomas Lampert, ehemaliger
Abteilungsleiter am Robert Koch-Institut,
ist am 11.12.2020 nach kurzer schwerer
Krankheit verstorben. Thomas Lampert
verband eine lange und enge Beziehung zum
Kongress Armut undGesundheit. Zuletzt hatte
er das Kongressteam im März 2020 in langen
kollegialen Beratungsgesprächen unterstützt.
In Gedenken an ihn wurde auf dem
diesjährigen Kongress ein Fachsymposium
mit Wegbegleiter*innen umgesetzt. Darin
wurde deutlich, dass Thomas Lampert für
viele eine Inspiration und ein wegweisender
Begleiter war. Ihm war es ein Anliegen,
„hoffnungsvoll und undogmatisch mit
Mitstreiter*innen über Disziplingrenzen
hinweg zusammenzuarbeiten, um sozialer
Ungleichheit und ihren gesundheitlichen
Folgen zu begegnen“, hieß es in einer
Veranstaltung. Dass ihm dies par excellence
gelungen ist, wurde auch im Rahmen
der Carola-Gold-Preisverleihung für
gesundheitliche Chancengleichheit deutlich.
Dieser Preis wurde Thomas Lampert posthum
verliehen. Stephan Koesling, Laudator des
Preises und Geschäftsführer der Sächsischen
Landesvereinigung für Gesundheit, schloss
seine bewegende Laudatio mit den
Worten: „In seinem Sinn werden wir als
Public-Health-Community an diesen Themen
weiterarbeitenund der Kongress Armut und
Gesundheit wird dafür ein Platz sein.“

bräuchten – und das habe die Pande-
mie gezeigt – gute Strukturen und gute
politische Entscheidungen. Dr. Clau-
dia Hövener vom Robert Koch-Institut
(RKI) unterstrich aber auch die guten
Erfahrungen, die in der Krise gemacht
wurden, und vermittelte Hoffnung für
einen sich weiter entwickelnden Pub-
lic-Health-Sektor: „Wir haben noch nie
so schnell und dynamisch gemeinsam
agiert.“

Die Pandemie verstärkt
gesundheitliche Ungleichheit

Zu Beginn der COVID-19-Pandemie,
so hieß es in der Paneldiskussion Daten
zu sozialer Ungleichheit und COVID-19,
wurde häufig postuliert, das Virus sei
auch in sozialer Hinsicht ein Gleichma-
cher, da es alle Menschen gleichermaßen
beträfe. EinUmdenken erfolgtemit einer
sozialepidemiologischen Studie [1], die
anhand von fast 1,3Mio. Versicherten-

daten (Zeitraum 01.01. bis 18.06.2020)
bereits im letzten Jahr verdeutlichte,
dass das Risiko eines COVID-19-be-
dingten Krankenhausaufenthaltes für
Langzeitarbeitslose mit Arbeitslosen-
geld II Bezug fast doppelt so hoch wie
bei regulär erwerbstätigen Versicherten
liegt. Auch das „Kompetenznetz Pub-
lic Health zu COVID-19“, ein Ad-hoc-
Zusammenschluss von über 25 Fach-
gesellschaften aus dem Bereich Pub-
lic Health, die ihre wissenschaftlichen
Kenntnisse bündeln, veröffentlichte be-
reits imMai 2020 dasHintergrundpapier
„Verschärfen COVID-19 Pandemie und
Infektionsschutzmaßnahmen die ge-
sundheitlichen Ungleichheiten?“ [2]. Zu
Beginn des Jahres 2021 mehrten sich
dann Hinweise und Daten – zunächst
aus den USA und Großbritannien [3]
und schließlich zunehmend auch hier-
zulande –, die belegen, dass sozial be-
nachteiligte Gruppen stärker von der
Pandemie betroffen sind. Zeigten sich
zunächst höhere Inzidenzraten v. a. in
sozioökonomisch bessergestellten Re-
gionen und Bevölkerungsgruppen, so
kehrte sich dieses Muster mit Voran-
schreiten des Infektionsgeschehens um.
Zunehmend häufig waren und sind v. a.
Menschen in sozioökonomisch stark de-
privierten Regionen betroffen: Sie haben
oft nicht die Möglichkeit, im Homeoffice
zu arbeiten, leben häufiger in beengten
Wohnverhältnissen und sind auf Bus
und Bahn angewiesen. Zudem weisen
sie meist einen schlechteren Gesund-
heitszustand auf [4]. Sie tragen nicht nur
ein erhöhtes Risiko für eine Infektion,
sondern weisen auch häufiger schwere
COVID-19-Verläufe auf [5].

Im Rahmen des Panels Soziale Un-
gleichheit und COVID-19 – Verstärkt die
Pandemie die gesundheitliche Ungleich-
heit? stellte Dr. Benjamin Wachtler vom
RKI den internationalen Forschungs-
stand zu sozioökonomischer Ungleich-
heit und COVID-19 vor. Dieser zeige
relativ konsistent sozioökonomische
Ungleichheiten im Infektionsrisiko, im
klinischen Verlauf und in der Morta-
lität. PD Dr. Morten Wahrendorf vom
Universitätsklinikum Düsseldorf rich-
tete seinen Fokus auf die Arbeitswelt
und mahnte an, dass trotz der dünnen
Datenlage in Deutschland angesichts der

höheren Inzidenzen in Produktion und
Industrie nicht nur über Schulschließun-
gen, sondern auch über einschränkende
Regelungen im Sinne des Infektions-
schutzes für Betriebe und Industrie
zu diskutieren sei. PD Dr. Timo-Kolja
Pförtner, Vertretungsprofessor an der
Universität zu Köln, konstatierte u. a.
auf Grundlage des aktuellen Datenre-
portes 2021 [6], dass Menschen, die
unter prekären Bedingungen beschäf-
tigt sind, ein erhöhtes Infektionsrisiko
aufgrund geringerer Möglichkeiten zum
Homeoffice und zugleich eines höheren
Präsentismus (Arbeiten trotz Erkran-
kung) etwa aufgrund von drohendem
Arbeitsplatzverlust oder Armut und
zusätzlich erhöhten gesundheitlichen
Risiken aufwiesen.

Belastung von Familien in der
Pandemie

In der Auftaktveranstaltung zum The-
menfeldderFrühenHilfenCorona-Krise:
Was lernen wir daraus? betonte Dr. Antje
Richter-Kornweitz von der Landesverei-
nigung für Gesundheit und Akademie
für Sozialmedizin in Niedersachsen die
Notwendigkeit, Kinder und ihre Famili-
en stärker in den Blick zu nehmen: „Jun-
ge Menschen erfahren die gravierenden
Folgen des Lockdowns sehr früh und ge-
hören zu den letztenGruppen, die in den
Genuss schrittweiser Lockerungen kom-
men.“ Mit ihrer Kollegin Gerda Holz,
damals vom Institut für Sozialarbeit und
Sozialpädagogik inFrankfurt, publizierte
sie im Herbst 2020 eine Streitschrift un-
ter dem Titel „Gruppenbild ohne (arme)
Kinder“ [7]. Dass sich die Auswirkungen
der Pandemie sehr deutlich bei Familien
bemerkbarmachen, unterstrich auch Ilo-
naRennervomNationalenZentrumFrü-
heHilfen. ImRahmen einer Sondererhe-
bung innerhalb der COSMO(COVID-19
Snapshot Monitoring)-Studie und einer
ergänzenden eigenen Erhebung [8] wur-
den junge Familien befragt: Über 50%
gaben an, dass die aktuelle Situation als
sehr belastend erlebt wird, v. a. aufgrund
von existenziellen Ängsten (z.B. Sorgen
vor Arbeitsplatzverlust) und Überforde-
rungen mit der Situation, z.B. rund um
die Uhr für die Kinder präsent sein zu
müssen.
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Studierendengesundheit in
Pandemiezeiten

In der Veranstaltung Gesundheitsför-
dernde Hochschulen während der Coro-
na-Pandemie stellte Dr. Antonia Werner
vom Healthy Campus Mainz dar, dass
für Studierende pandemiebedingt eine
signifikant höhere psychische Belastung
bestehe,wasDepression, Angst undKör-
perbeschwerden angehe. Auch zeige sich
fortwährend riskanter Alkoholkonsum
[9], wobei gezielte Präventionsangebote
wegbrechen würden, wie Maja Reuter
von der Hochschule Esslingen berichte-
te. Die pandemiebedingtenMaßnahmen
und Veränderungen träfen auf junge Er-
wachsene, die sich gerade in einem
Lebenswandel befänden, der mit einem
Umzug in eine neue Stadt ohne soziales
Netz vor Ort und mit neuen Themen
einhergeht, in einer Zeit, in der Per-
sönlichkeitsfindung und Rollenklärung
stattfinden.

Studierende würden bei betriebli-
chem Gesundheitsmanagement (BGM)
der Hochschulen oft nicht mitbedacht
und Studierendengesundheit nicht als
Aufgabe wahrgenommen, problemati-
sierte Jan Fischer von der Landesverei-
nigung für Gesundheit und Akademie
der Sozialmedizin Niedersachsen e.V. in
der Veranstaltung Gesundheitsfördernde
Hochschulen während der Corona-Pan-
demie – Herausforderungen und Hand-
lungsempfehlungen. Wünschenswert sei
ein explizites studentischesGesundheits-
management (SGM) mit dem langfristi-
gen Ziel der Integration von SMG und
BGM zu einem gesetzlich verankerten
Hochschulgesundheitsmanagement, das
dann im Bedarfsfall reagieren könne
[10].

Eine wirksame Art, SGM unter Coro-
naeinschränkungen umzusetzen, stellte
das Projektteam von CamPuls derHoch-
schule für Angewandte Wissenschaften
(HAW) Hamburg vor. Gemeinsam mit
Studierenden wird dort das Fachprojekt
„Studierendengesundheit“ geplant und
umgesetzt. Über eine zielgruppenspezi-
fische Ansprache und mit partizipativen
Angeboten werden unterschiedliche ge-
sundheitsförderliche Angebote von Stu-
dierendenfürStudierendeumgesetztund
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„Aus der Krise zu Health in All Policies“. Tagungsbericht vom
Kongress Armut und Gesundheit 2021

Zusammenfassung
Der Kongress Armut und Gesundheit,
der seit 1995 jährlich von Gesundheit
Berlin-Brandenburg e.V. in Kooperation
mit unterschiedlichsten Partner*innen
ausgerichtet wird, gehört inzwischen zu den
größten regelmäßig stattfindenden Public-
Health-Veranstaltungen in Deutschland
(siehe Infobox 1). Er ist eine Plattform für den
Austausch zwischen Wissenschaft, Praxis,
Zivilgesellschaft und Politik. Unter dem
Motto „Aus der Krise zu Health in All Policies“
wurden in diesem Jahr Public Health und
gesundheitliche Ungleichheit vor allem vor
dem Hintergrund der SARS-CoV-2-Pandemie
thematisiert. In über 80 Veranstaltungen

mit knapp 500 Referierenden wurde ein
breites Spektrum an Themen und Frage-
stellungen diskutiert: unter anderem der
Zusammenhang zwischen Armut und COVID-
19, die Herausforderungen in der Pflege,
die Situationwohnungsloser Menschen, der
Einfluss der Pandemie auf (junge) Familien
oder Studierende sowie globale Fragen zur
Impfstrategie und Eckpunkte für eine Public-
Health-Strategie für Deutschland.

Schlüsselwörter
Armut · Gesundheitsförderung · COVID-19 ·
Health in all Policies · Gesundheitspolitik ·
Gesundheitliche Ungleichheiten

“From Crisis to Health in All Policies.” Conference report from the
Poverty and Health 2021 Congress

Abstract
The annual Poverty and Health congress,
which has been organized by Gesundheit
Berlin-Brandenburg e.V. since 1995, has
become one of the biggest public health
events in Germany. It offers an exchange
platform for science, practice, and politics.
This year’s congress topic was “From Crisis
to Health in All Policies,” which aimed to
address the SARS-CoV-2 pandemic’s impact
on society in general and public health in
particular. Overall, 80 panels were organized
with close to 500 experts discussing a wide
range of subjects and questions, for example,

the connection between poverty and COVID-
19, the current challenges in the care sector,
the situation of homeless people, and the
impact of the pandemic on (young) families
or students as well as global questions
on vaccination strategy and key issues for
a public health strategy for Germany.

Keywords
Poverty · Health inequality · Health equity ·
Health prevention · COVID-19 · Health in all
policies

durch das wissenschaftliche Projektteam
unterstützt.

Notstände in der Pflege

„Eine Pflegekraft bleibt durchschnittlich
7,5 Jahre in ihrem Beruf. Wenn wir
dies verändern möchten, muss Politik
aktiv werden“, eröffnete Dr. Ellis Hu-
ber vom Paritätischen Landesverband
Berlin die Debatte der Veranstaltung
Systemrelevant? Perspektiven für die ge-
sellschaftliche Anerkennung von Pflege.
„Ich bin seit 30 Jahren Vollzeit in diesem
Beruf und bilde damit die absolute Aus-
nahme“, unterstützte Silvia Habekost,

Krankenpflegerin am Vivantes Klini-
kum in Berlin, diese Aussage. Mit der
wachsenden Ökonomisierung und der
Einführung der Fallpauschalen habe
eine wesentliche Veränderung hin zur
Profitorientierung begonnen. „Ich bin
es leid, dass immer über statt mit uns
gesprochen wird. Die aktuellen Arbeits-
bedingungen machen krank: Wir sind
zu wenige und verwenden zu viel Zeit
für die Dokumentation. Wenn uns die
Pandemie doch etwas gezeigt hat, dann,
dass Betten keine Menschen pflegen.“

Prof. Dr. Diana Auth, von der Fach-
hochschule Bielefeld unterstrich die Ent-
wicklung hin zur Profitorientierung, die
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sich z.B. in fehlenden flächendecken-
denTarifverträgen zeige. Auch postulier-
te sie eine starke Opferbereitschaft der
(Alten-)Pflegekräfte, deren Gründe sie
u. a. historisch in einemBerufsstand ver-
ortete, der traditionell weiblich und von
einem christlich geprägten Menschen-
bildgekennzeichnetsei, indemmannicht
fordere und z.B. auch nicht streike (da
dies bedeuten würde, dass Patient*innen
in dieser Zeit ggf. nicht versorgt wären).
Dr. Michael Zander von der Hochschule
Magdeburg-Stendal brachte die Perspek-
tiven pflegebedürftiger Menschen mit in
dieDiskussion.Diese seienunzureichend
berücksichtigt, wenn es um die Selbst-
bestimmung gehe, z.B. die Frage, wer
die Pflege übernehme oder was genau
an pflegerischen Leistungen getan wird.
Einigkeit bestand darin, dass es struktu-
relleVeränderungenundeine langfristige
Perspektive brauche, bei der die Interes-
senderPflegebedürftigen imMittelpunkt
stehen sollten, hin zu Entlastungstarif-
verträgen,verbindlichenPersonalbemes-
sungsinstrumenten, einer starken Selbst-
organisationderPflege undmehrGehalt.

Die Ordnung der globalen
Ungleichheit

Globalere Sichtweisen wurden im Rah-
men des Panels der Hilfs- und Men-
schenrechtsorganisation medico inter-
national,COVID-19 als Krise undChance
einer multilateralen und multisektoralen
Gesundheitspolitik, thematisiert. Zwar
bedürfe, so die Leiterin der Abteilung
Öffentlichkeitsarbeit bei medico inter-
national, Anne Jung, die Befreiung vom
Virus eines globalen Handelns, genau
das aber verhinderten die Regierun-
gen der Industrienationen derzeit. Die
reichen Länder schlössen Exklusivver-
träge mit Pharmaunternehmen ab, die
Impfstoffe produzieren. „Diese Ordnung
der Ungleichheit wird mit aller Gewalt
verteidigt“, so Jung. Dabei gäbe es Al-
ternativen. Die Regierungen von Indien
(über 11 Mio. an COVID-19 Erkrankte)
und Südafrika (zum Zeitpunkt der Ver-
anstaltung das am stärksten betroffene
Land in Afrika) etwa argumentierten
vor einigen Monaten für eine grundle-
gende und umfassende Aussetzung der
Patentregelung bis zur Immunität. Das

herrschendeGlobalisierungsmodell aber
ließe die Lebenschancen und Lebens-
welten zunehmend auseinanderdriften.
AuchVorschläge derWeltgesundheitsor-
ganisation (WHO), einC-TAP (COVID-
19TechnologyAccessPool)einzurichten,
„um Patente und alle anderen Formen
von geistigem Eigentum wie Know-how,
Daten, Geschäftsgeheimnisse, Software
zu sammeln und den Technologietrans-
fer zu unterstützen“, würden weiterhin
von führenden Industrienationen nicht
unterstützt. Stattdessen setzten diese auf
COVAX (COVID-19 Vaccines Global
Access), welches auf freiwilliger Zu-
arbeit basiere und zudem die armen
Länder in Abhängigkeit bringe [11].
Anne Jungs Fazit: „Eine global gedachte
Gesundheitspolitik kannnur funktionie-
ren, wenn sie an menschenrechtlichen
Prinzipien ausgerichtet ist und die Ge-
sundheitsversorgung und Patente als
globale Allmende [gemeinschaftliches
Eigentum, Anm. d. Verf.] denkt.“

#stayathome bei Wohnungs-
losigkeit?

WieMenschen ohne ein eigenes Zuhause
vor allem zu Beginn der Pandemie aus
dem Blick politischer Akteur*innen und
Entscheidungsträger*innen geraten wa-
ren, machte Andrea Hniopek vom Cari-
tasverband für das Erzbistum Hamburg
in der Paneldiskussion Wohnungslose:
Eine übersehene Hochrisikogruppe deut-
lich: „Die gesamte Versorgungsstruktur
in Hamburg ist zusammengebrochen,
selbst die öffentlichen Toiletten waren
zunächst geschlossen. Und der #stay-
athome . . . echt zynisch.“ Hier über-
nahm Jan Ortl vom Ev. Fachverband
Wohnungslosenhilfe Rheinland-Westfa-
len-Lippe e.V.: „Ja, das ist und war ein
Tanz auf der Rasierklinge, ein Kompro-
miss zwischen Hygieneanforderungen
und der Freiheit des Einzelnen.“ Sabine
Bösing, für die Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosenhilfe e.V. Koor-
dinatorin der Veranstaltung, betonte
ebenfalls, dass die Lebenslagen beson-
ders vulnerabler Zielgruppen, wie die
von wohnungslosen Menschen, nicht
richtig erkannt wurden.

Gleichbehandlung von
Menschen ohne geregelten
Aufenthaltsstatus

In Deutschland ist das Menschenrecht
auf Gesundheit unter dem Grundrecht
auf ein menschenwürdiges Existenzmi-
nimumabgedeckt.De factokanndiesvon
Menschen ohne geregelten Aufenthalts-
status trotz bestehender Rechtsansprü-
che oft nicht wahrgenommen werden.
Dies wurde von den Beteiligten des
Panels Zugang für alle: Ohne Angst zum
Arzt herausgestellt. Prof. Dr. Anja Die-
terich von der Katholischen Hochschule
für Sozialwesen Berlin führte aus, dass
Menschen ohne Papiere zur ärztlichen
Behandlung einen Behandlungsschein
desSozialamtesbenötigen.DaeineÜber-
mittlungspflicht für Gesundheits- und
Sozialämter an die Ausländerbehörde
bestehe, sei durch die drohende Ab-
schiebung das Grundrecht auf Gesund-
heitsversorgung eingeschränkt. Auch bei
schwerwiegenden Erkrankungen, wie ei-
ner Krebsdiagnose, würden betroffene
Gruppen häufig keine bedarfsdeckende
Behandlung erfahren, sondern nur not-
dürftig behandelt. Sobald Reisefähigkeit
bestünde, drohe dann die Abschiebung.
Faktisch stelle die Übermittlungspflicht
also ein Zugangshindernis dar.

SarahLincoln,diemitderGesellschaft
für Freiheitsrechte e.V. (GFF) eine Klage
gegen die ausländerrechtlichen Über-
mittlungspflichten im Gesundheitswe-
sen (§ 87 AufenthG) ausarbeitet, legte
dar, dass Artikel 12 des UN-Gesund-
heitspaktes das Recht auf faktischen und
diskriminierungsfreien Zugang zur Ge-
sundheitsversorgung für alle Menschen,
die sich im Staatsgebiet aufhalten, nenne.
Auch die EU-Grundrechte-Charta be-
nenne in Artikel 35 explizit den Zugang
auf Gesundheitsvorsorge für Menschen
ohne geregelten Aufenthaltsstatus. Lin-
coln wies darauf hin, dass im letzten
Staatenbericht des UN-Sozialausschus-
ses [12] die Übermittlungspflichten sehr
deutlich kritisiert wurden. Schon vor
15 Jahren habe das Deutsche Institut
für Menschenrechte dazu aufgerufen,
das Thema in die Öffentlichkeit zu tra-
gen. Auch hier werfe die Pandemie einen
großenScheinwerfer aufbestehendePro-
bleme. Hindernisse in der Versorgung
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führten dazu, dass Menschen ohne ge-
regelten Aufenthaltsstatus, die dasselbe
Krankheitsspektrum wie die Gesamt-
bevölkerung in Deutschland aufwiesen,
aber eine signifikant schlechtere Lebens-
lagehätten,Krankheitennicht behandeln
ließen und verschleppten, weniger Vor-
sorgeuntersuchungen wahrnähmen und
auch ihre Kinder keine medizinische
Grundversorgung bekämen.

Gesundheitskompetenz
– digitale Kompetenz –
bürgerliche Kompetenz

Im Rahmen eines weiteren Panels wurde
der Nationale Aktionsplan Gesundheits-
kompetenz [13] besprochen. Prof. Dr.
Ilona Kickbusch formulierte, dass die
COVID-19-Pandemie Schwachstellen
nicht nur in der Gesamtgesellschaft,
sondern auch im Konzept und der Aus-
richtung der Gesundheitskompetenz
verdeutlicht habe. Die Überflutung mit
zu vielen Informationen und Fehlin-
formationen („infodemic“) sowie die
Art, wie Diskussionen in den sozialen
Medien geführt werden, seien ganz neue
Entwicklungen, die auch im Konzept
der Gesundheitskompetenz Berück-
sichtigung finden müssten. Sie zeigten,
dass soziale Plattformen künftig an-
ders reguliert und in die Verantwortung
genommen werden müssten. Vor dem
Hintergrunddes digitalenWandels sei zu
fragen: „Wie schaffe ich demokratische
Diskussions-Plattformen für Gesund-
heit, die verlässlich sind?“ Grundsätzlich
sprach sich Kickbusch für ein stärkeres
Zusammendenken von Gesundheits-
kompetenz, digitaler und bürgerlicher
Kompetenz („civic literacy“) aus.

Es reiche nicht aus – darin waren sich
alle Beteiligten einig–,Gesundheitskom-
petenz auf individueller Ebene zu stär-
ken. Dr. Kai Kolpatzik vom AOK-Bun-
desverband undMitherausgeber des Na-
tionalen Aktionsplans verwies deshalb
aufdieorganisationaleGesundheitskom-
petenz, um Gesundheitswissen struktu-
rell zu verankern. „Capacity building in
den Strukturen“, nannte dies Dr. Alex-
ander Schmidt-Gernig vom Bundesge-
sundheitsministerium. Kolpatzik sprach
sich neben „Health in All Policies“ auch
für „Literacy in All Policies“ aus und

Prof. Dr. Jürgen Pelikan von Gesundheit
Österreich ergänzte, dass Menschen nur
innerhalb gesundheitskompetenter Sys-
teme auch gesundheitskompetente Ent-
scheidungen treffen könnten.

Die Chance nutzen: Gesund-
heitsdienste neu orientieren

Dr. Johannes Nießen, Leiter des Gesund-
heitsamtes der Stadt Köln und Vertreter
des Bundesverbandes der Ärztinnen
und Ärzte des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes (BVÖGD), wünschte sich
in seinem Schlussstatement der Satel-
litentagung zum Kongress Armut und
Gesundheit eine Entwicklung, bei der
Public Health als wertvolle Aufgabe
wahrgenommen wird, bei der man sich
sinnvoll einsetzen kann. Der Öffentliche
Gesundheitsdienst (ÖGD) stelle Public
Health dar und müsse deutlich wei-
tergedacht und attraktiver werden. Die
Satellitentagungmit demTitelÖGD trifft
Public Health. Herausforderungen für die
Zeit nach Corona wurde von der Deut-
schenGesellschaft fürSozialmedizinund
Prävention (DGSMP) und Gesundheit
Berlin-Brandenburg e.V. in Kooperation
mit der Akademie für Öffentliches Ge-
sundheitswesen, der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und
dem Kooperationsverbund Gesundheit-
liche Chancengleichheit ausgerichtet.
Alle Akteur*innen verwiesen darauf,
dass der „Pakt für den Öffentlichen
Gesundheitsdienst“ [14], auf den sich
die Gesundheitsministerinnen und -mi-
nister von Bund und Ländern geeinigt
haben, dazu dienen solle, kurzfristige
Maßnahmen in eine langfristige, bessere
und nachhaltige Ausgestaltung des öf-
fentlichen Gesundheitswesens vor allem
im Hinblick auf Personal und Digita-
lisierung zu überführen. Im Pakt seien
Ausgaben von 4 Mrd. Euro von 2021 an
und über die kommenden 5 Jahre vorge-
sehen. Dr. Hans-Ulrich Holtherm, Leiter
der Abteilung Gesundheitsschutz, Ge-
sundheitssicherheit und Nachhaltigkeit
im Bundesministerium für Gesundheit
(BMG), nannte dies ein „historisches
Ereignis für den ÖGD in Deutschland“.

VieleStatementsmachtendeutlich:Ei-
neWeiterentwicklung des ÖGD in Rich-
tung Public Health würde eine Weiter-

entwicklung in Richtung Health in all
Policies bedeuten. Auch darüber, dass
der Ausbau der Personalstellen, für den
ein Großteil des Geldes vorgesehen ist,
nicht eindimensional in Richtung medi-
zinischeVersorgung verlaufen dürfe, war
man sich einig. Denn „ÖGD ist mehr als
Impfschutz“ und sollte bestenfalls eben-
so in Verantwortung für gesunde Viertel
und gesunde Städte sein, so Nießen. Dr.
Axel Iseke vom Landeszentrum Gesund-
heit Nordrhein-Westfalen schloss einen
Workshopmit demChurchill-Zitat: „ne-
ver waste a good crisis“, mit dem er dafür
warb, die Chance zu nutzen und die Ge-
sundheitsdienste neu, z.B. partizipativ,
zu orientieren.

„Aus unserer Sicht gibt es sehr viel
Praxis von Health in All Policies, oh-
ne dass das überall draufsteht“, eröff-
nete Stefan Bräunling vom Kooperati-
onsverbund Gesundheitliche Chancen-
gleichheit die Paneldiskussion Health in
All Policies. FrauDr.KatharinaBöhmvon
der Hessischen Arbeitsgemeinschaft für
Gesundheitsförderung führte aus, dass
das Konzept Health in all Policies mit
seinen gesamtstaatlichenKernprinzipien
ein Politikgestaltungsansatz für komple-
xeLösungen inmodernenGesellschaften
sei. Sie betonte, dass in Deutschland im
Vergleich zu anderen LändernAufholbe-
darf bestünde, etwa aufgrund föderaler
Strukturen, der Dominanz des medizi-
nischen Versorgungssystems und einer
fehlenden „übergreifenden Strategie für
Politikebenen und -felder“ [15].

Beate Proll vom Landesinstitut für
Lehrerbildung und Schulentwicklung
in Hamburg benannte Voraussetzun-
gen für eine gute ressortübergreifende
Zusammenarbeit und unterstrich unter
anderem die Wichtigkeit, sich mit den
System- und Strukturkenntnissen der
anderen auseinanderzusetzen und diese
anzuerkennen.Darüberhinausbenannte
sie gute Praxisbeispiele für die Zusam-
menarbeit zwischen Gesundheit und
Schule, etwa Schulgesundheitsfachkräfte
oder Elterncafés, in denen Themen wie
Impfen oder Ähnliches platziert würden.

Dr. Ulrike Leistner aus dem Ge-
sundheitsamt Leipzig berichtete vom
Aufbau und der Etablierung einer Ko-
ordinierungsstelle für Gesundheit und
legte zunächst den Fokus darauf, dass
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„Gesundheitsförderung Pflichtaufgabe
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes
ist, aber freiwillige Aufgabe der Kom-
munen“. Ziel der Koordinierungsstelle
sei daher der Aufbau einer „tragfähi-
gen Gesundheitsförderungsstruktur in
kommunaler Verantwortung“. In der
Verankerung von Gesundheit im inte-
grierten Stadtentwicklungskonzept der
Stadt Leipzig als Querschnittsaufgabe
sehe sie den bislang größten Erfolg.

Eckpunkte einer Public-Health-
Strategie für Deutschland

„PublicHealth istGlobalHealth vorOrt“,
führte Prof. Dr. Hajo Zeeb vom Leib-
niz-Institut für Präventionsforschung
und Epidemiologie in die Veranstal-
tung Chancen nach der Pandemie für
Public Health? ein. Deren Ziel war es,
die vom Zukunftsforum Public Health
exklusiv zum Kongress veröffentlichten
Eckpunkte einer Public-Health-Strategie
für Deutschland [16] vorzustellen und
mit politischen Akteur*innen zu disku-
tieren. „Eine gesundheitsförderliche Ge-
samtpolitik und die Beachtung sozialer
Determinanten sind zentrale und große
Herausforderungen für Public Health in
Deutschland“, schloss Hajo Zeeb seine
Einführung und öffnete die Diskussion
für politischen Vertreter*innen.

Hilde Mattheis von der SPD-Bundes-
tagsfraktion stellte heraus, dass in den
letzten Jahren eine zunehmende Ökono-
misierung des Gesundheitssystems voll-
zogen worden sei. Sie forderte, die Da-
seinsvorsorge in denMittelpunkt desGe-
sundheitssystems zu stellen und den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst zur drit-
ten Säule des Gesundheitswesens weiter-
zuentwickeln. „Gesundheit darf keinen
Wirtschaftszwängen unterworfen sein“,
so Mattheis. Andrew Ullmann von der
FDP unterstrich: „Die Coronakrise ist
wie ein Brennglas auf bestehende Proble-
me.“ Ihm zufolgemüsse „dieMedizin die
Ökonomie leiten“. Nicht die Ökonomi-
sierung sei schuld an aktuellenMissstän-
den, sondern bestehende Verwaltungs-
strukturen und eine radikale Sparpoli-
tik. Für ihn seien die Gesundheitskom-
petenzen der Menschen zentral ebenso
wie ein „One-Health-Konzept“ und ins-
gesamt eine StärkungdesThemas globale

Gesundheit, z.B. „in Form einer Staats-
ministerin, angedockt am Bundeskanz-
leramt.“ Harald Weinberg von der Partei
die LINKE unterstrich den Appell von
Hilde Mattheis, dass Gesundheit unab-
hängig von Profitinteressen ein Rechts-
anspruch sei. Er forderte einen „Beirat
für Health in All Policies“ und benann-
te etwa die Gesundheitsregionen oder
das Präventionsgesetz als gute Praxis-
beispiele und als einen „guten Schritt
in Richtung Verhältnisprävention“. Alle
Akteur*innen betonten ihre Bereitschaft,
das Eckpunktepapier in ihre politische
Arbeit mitzunehmen und zu verbreiten.
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